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Antwort 
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US-Sonderabfalldeponien in Baden-Württemberg (spez. Mannheim, Asperg) 


Der Bundesminister des Innern -U II 5- 98/2 - hat mit Schreiben 
vom 29. März 1985 die Kleine Anfrage im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister der Finanzen namens der Bundesregierung wie 
folgt beantwortet: 


1. a) Welche gesetzlichen Regelungen bestehen hinsichtlich der 
Deponierung gefährlicher Sonderabfälle auf Gebieten innerhalb 
der Bundesrepublik Deutschland, die von ausländischen Streit- 
kräften genutzt werden oder genutzt werden sollen, wie im Falle 
Asperg/Württemberg? 

b) Müssen ausländische Streitkräfte, die Sonderabfalldeponien in 
der Bundesrepublik Deutschland einrichten und unterhalten, die 
Richtlinien zum Betrieb bundesdeutscher Sonderabfalldeponien, 
wie sie z. B. von der Länderarbeitsgemeinschaft „Abfall" fest- 
gesetzt wurden, einhalten? 

Wenn nein, wie kann die Bevölkerung und die Umwelt wirksam 
vor schädlichen Einwirkungen solcher Sonderabfälle geschützt 
werden? 


Die in der Bundesrepublik Deutschland stationierten auslän- 
dischen Streitkräfte sind nach den zwischenstaatlichen Verträgen 
verpflichtet, sich entsprechend den Anforderungen der deutschen 
Rechtsordnung zu verhalten und ihnen Genüge zu tun. Das gilt 
auch für die Umweltschutzbestimmungen im Bereich der Abfall- 
beseitigung einschließlich der von der Länderarbeitsgemeinschaft 
„Abfall“ herausgegebenen technischen Deponievorschriften. Die 
ausländischen Streitkräfte können auch ihre eigenen Vorschriften 
anwenden, soweit diese gleichwertige oder höhere Anforde- 
rungen stellen als das deutsche Recht. 
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2. a) An welchen Orten in Baden- Württemberg lagern die amerikani- 
schen Streitkräfte gefährliche Sonderabfälle? 

b) Trifft es zu, daß u. a. in Mannheim von den amerikanischen 
Streitkräften chlorierte Kohlenwasserstoffe abgelagert werden? 

Wenn ja, fand eine Genehmigung der Deponie durch deutsche 
Behörden statt? 

c) Werden von amerikanischen Streitkräften in der Bundesrepublik 
Deutschland auch dioxinhaltige Sonderabfälle deponiert? 

Wenn ja, wo? 

Es ist davon auszugehen, daß in Kasernen auch chemische Stoffe 
anfallen. Sie werden von den amerikanischen Streitkräften in 
Baden-Württemberg zu einem Zwischenlager in Mannheim ver- 
bracht, wo versucht wird, verwertbare Stoffe zu verkaufen. Nicht 
verwertbare Stoffe, die nicht zusammen mit Hausmüll beseitigt 
werden können, werden zugelassenen Sonderabfallbeseitigungs- 
anlagen zugeführt. 

Zu den Stoffen, die von den amerikanischen Streitkräften in 
Mannheim zwischengelagert werden, zählen auch Chlorkohlen- 
wasserstoffe. 

Das Abfallzwischenlager in Mannheim war von deutschen Behör- 
den nicht zu genehmigen. 

Die amerikanischen Streitkräfte betreiben in Baden- Württemberg 
keine Deponie für Sonderabfälle. 

Ob bei den amerikanischen Streitkräften dioxinhaltige Sonderab- 
fälle, z.B. in Form bestimmter Pflanzenschutz- und Holzschutz- 
mittelreste, anfallen, ist den zuständigen Behörden in Baden- 
Württemberg nicht bekannt. 


3. Kann die Bundesregierung ausschließen, daß 

a) durch die Deponierung gefährlicher Sonderabfälle durch auslän- 
dische Streitkräfte in der Bundesrepublik Deutschland eine 
Grundwassergefährdung eintritt, 

b) derartige Deponien aufgrund mangelnder Sicherungsmaß- 
nahmen potentiell zu „Altlasten" werden können? 


Die ausländischen Streitkräfte sind auch bei der Zwischenlage- 
rung gefährlicher Sonderabfälle für die Gewährleistung der nach 
deutschem Recht geforderten Sicherheitsstandards verantwort- 
lich. Das gilt auch für die Vermeidung einer Grundwassergefähr- 
dung. 
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